
Bewilligungen 
§ 23. 
Für Bewilligungen gelten, soweit nicht anderes bestimmt ist, die folgenden Bestimmungen: 
1. Die Behörde hat Bewilligungen nur auf Antrag zu erteilen. 
2. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die beantragte Tierhaltung den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes und der auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen sowie dem 
anerkannten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse entspricht und kein 
Tierhaltungsverbot entgegensteht. 
3. Bewilligungen können erforderlichenfalls befristet oder unter Auflagen oder unter 
Bedingungen erteilt werden. 
4. Eine befristete Bewilligung ist auf Antrag des Bewilligungsinhabers zu verlängern, wenn 
der Antrag vor Ablauf der Frist eingebracht wird und die Voraussetzungen für die Erteilung 
der Bewilligung weiterhin gegeben sind. Erforderlichenfalls sind die Bedingungen oder 
Auflagen (Z 3) abzuändern. 
5. Stellt die Behörde fest, dass die Tierhaltung nicht mehr den Bewilligungsvoraussetzungen 
entspricht oder die vorgeschriebenen Auflagen oder Bedingungen nicht eingehalten 
werden, hat sie mit Bescheid die zur Erreichung des rechtmäßigen Zustandes 
notwendigen Maßnahmen vorzuschreiben und dem Bewilligungsinhaber den Entzug der 
Bewilligung anzudrohen. Kommt der Bewilligungsinhaber innerhalb der im Bescheid 
festgesetzten Frist den Vorschreibungen nicht nach, hat die Behörde die Bewilligung zu 
entziehen. Die betroffenen Tiere sind abzunehmen und solchen Vereinigungen, 
Institutionen oder Personen zu übergeben, die Gewähr für eine diesem Bundesgesetz 
entsprechende Haltung bieten. 

Verwendung von Tieren bei sonstigen Veranstaltungen 
§ 28. 
(1)17 Die Verwendung von Tieren bei sonstigen Veranstaltungen sowie die Mitwirkung 
von Tieren bei Film- und Fernsehaufnahmen bedarf einer behördlichen Bewilligung nach 
§ 23, soweit 
1. nicht eine Bewilligung nach den veterinärrechtlichen Vorschriften erforderlich ist oder 
2. die Veranstaltung nicht unter veterinärbehördlicher Aufsicht steht oder 
3. es sich nicht um eine Präsentation der Ausbildung von Diensthunden oder 
Dienstpferden des Bundesheeres oder von Diensthunden der Sicherheitsexekutive 
oder von Tieren von sozialen oder medizinischen Einrichtungen, die im öffentlichen 
Interesse liegen, handelt oder 
4. es sich nicht um Prüfungen von österreichischen Verbänden und Vereinen handelt. 
Eine Bewilligung der Verwendung oder Mitwirkung kann auch als Dauerbewilligung erteilt 
werden. In einem solchen Fall gilt die Bewilligung für das gesamte Bundesgebiet und ist die 
jeweilige Verwendung oder Mitwirkung der jeweils örtlich zuständigen Behörde rechtzeitig 
spätestens jedoch zwei Wochen vor der Veranstaltung anzuzeigen. Die Zuständigkeit für 
Maßnahmen nach § 23 Z 5 richtet sich nach dem jeweiligen Veranstaltungsort. 
(2) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung muss mindestens vier Wochen vor dem Tag 
der geplanten Veranstaltung bei der Behörde einlangen und hat eine Auflistung aller 
mitgeführten Tiere (Arten und Anzahl) zu enthalten und die Haltung der Tiere sowie die Art 
ihrer Verwendung darzulegen. 
(3) Der Bundesminister für Gesundheit, Familie und Jugend hat für nach Abs. 1 
bewilligungspflichtige Tierausstellungen, Tierschauen, Tiermärkte und Tierbörsen unter 
Bedachtnahme auf die Zielsetzungen und die sonstigen Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes sowie des anerkannten Standes der wissenschaftlichen Erkenntnisse durch 
Verordnung nähere Bestimmungen hinsichtlich Meldung, Dauer, Haltung der Tiere während 
der Veranstaltung sowie Aufzeichnungsverpflichtungen zu erlassen. 
(4) Bei Veranstaltungen nach Abs. 1 und der damit verbundenen Tierhaltung sind die in 
diesem Bundesgesetz und in den darauf gegründeten Verordnungen festgelegten 
Mindestanforderungen sowie die allenfalls erteilten Bedingungen und Auflagen einzuhalten. 

 



Allgemeine Pflichten des Veranstalters und des Verantwortlichen 
§ 1. 
(1) Im Antrag auf Erteilung einer Bewilligung gemäß § 23 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 
TSchG hat der Antragsteller (Veranstalter) der Behörde gegenüber eine Person namhaft zu 
machen, die für die Einhaltung der Bestimmungen des Tierschutzgesetzes sowie der darauf 
gegründeten Verordnungen und Bescheide verantwortlich ist. Diese Person 
(Verantwortlicher) muss während der gesamten Dauer der Veranstaltung für die Behörde 
erreichbar sein. 
(2) Der Verantwortliche hat sicherzustellen, dass 
1. die Ausstellung der Tiere so erfolgt, dass diesen keine Schmerzen, Leiden oder Schäden 
zugefügt und sie nicht in schwere Angst versetzt werden, 
2. Käfige und Volieren den Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen, 
3. alle Käfige und Volieren während der gesamten Veranstaltung mit geeignetem Material 
eingestreut sind, 
4. alle Käfige und Volieren mit den dem jeweiligen Käfig- bzw. Volierentyp entsprechenden 
Trinkgefäßen, Futternäpfen oder Futterrinnen ausgestattet sind, 
5. den Tieren ausreichend Futter und Wasser zur Verfügung stehen und 
6. das Rauchverbot in den Veranstaltungsräumen kundgemacht und befolgt wird. 
(3) Der Verantwortliche hat sicher zu stellen, dass der Gesundheitszustand aller Tiere 
mindestens zwei Mal täglich überprüft wird. Offensichtlich erkrankte oder verletzte Tiere sind 
unverzüglich aus der Veranstaltungsörtlichkeit zu entfernen, gemäß § 3 Abs. 5 
unterzubringen und entsprechend zu versorgen. 
(4) Die Betreuung der Tiere hat durch eine im Verhältnis zum Tierbestand ausreichend 
große Anzahl von geeigneten Betreuungspersonen zu erfolgen aus deren Werdegang oder 
Tätigkeit glaubhaft ist, dass sie die übliche erforderliche Versorgung der gehaltenen 
Tierarten 
sicherstellen und vornehmen können. 

 


